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Sehr geehrte Damen und Herren,

Ihr Symposium findet in einer Zeit statt, in der wieder verstärkt über Energiepolitik geredet wird. Energie rückt wieder auf die erste Seite der Tageszeitungen.

Anhaltend hohe Öl- und Gaspreise, eine wachsende internationale Nachfrage nach Energierohstoffen, außenpolitische Risiken, die Zwänge der Klimapolitik, versuchte Übernahmeangebote von Energieunternehmen, hohe Strompreise, aber auch eine anhaltend verbissen geführte Auseinandersetzung über die Kernenergie fordern die Medien und die Parteien zunehmend zu Stellungnahmen heraus. 

Der Europäische Gipfel von Hampton Court Ende vergangenen Jahres bat die Kommission um  ein strategisches Grünbuch, das vor einer Woche veröffentlicht wurde und zum Erstaunen vieler sogar vom Kommissionspräsidenten Barroso persönlich vorgestellt wurde. Energie wird bei der Kommission zur Chefsache. Ähnliches gilt für den Rat. Nach der britischen hat die österreichische Ratspräsidentschaft Energie zu einem ihrer zentralen Themen gemacht. 

Auch der kommende G-8 Gipfel rückt Energieversorgungssicherheit in den Vordergrund. Kurzum, die Sicherheit der Energieversorgung ist wieder ein Thema, das Aufmerksamkeit verspricht. So wie die Dinge stehen, dürfte es noch lange dabei bleiben.

Auch die öffentliche Meinung wandelt sich. Mehr und mehr Menschen sorgen sich um die sichere Versorgung mit Energie. Die Zahl derer wird größer, die darin vor allem eine europäische Aufgabe sehen. Inzwischen sprechen sich gemäß einer kürzlichen Umfrage des Eurobarometer 47% der europäischen Bürgerinnen und Bürger für eine europäische Energiepolitik aus. Nur 37%, also die Minderheit geben der nationalen Energiepolitik den Vorrang, bloße 8% wollen energiepolitische Entscheidungen auf die lokale Ebene bringen. Energiepolitik wird also zunehmend als gesamteuropäische Aufgabe wahrgenommen.

Auch wächst die Bereitschaft, bisherige Tabus umzuwerfen und vor allem wieder über Kernenergie zu reden. Alle Zeichen deuten darauf hin, daß Großbritannien noch dieses Jahr den Bau neuer Kernkraftwerke in Aussicht stellen wird. Auch wird erwartet, daß der Parteitag der britischen Labour Party desem Vorhaben zustimmt. Die schottische Labour Party hat bereits vor drei Wochen den Bau neuer Kernanlagen gefordert. Es ist übrigens noch keine Woche her, daß die türkische Regierung den Bau von Kernkraftwerken angekündigt hat. Sie vollzieht damit unter dem Eindruck gewaltigen Energieverbrauchswachstums eine grundlegende Wende. Daß Deutschland von diesem Tabubruch noch unberührt bleibt, hindert andere offenbar nicht, den Nutzen der Kernenergie wieder über die Risiken zu stellen.  

So habe ich Ihr Angebot, über Energiepolitik zu reden, gerne angenommen. Wenn Europa in der Energietechnik in der ersten Reihe sitzen will, braucht es Unternehmen wie ABB.  Ihr Unternehmen ist im Bereich der Energie einer der wichtigsten Lieferanten von Ideen und Produkten. Ohne Ihre Erfahrung blieben die politischen Vorgaben zum rationellen Umgang mit Energie und zur Versorgungssicherheit bloßes Papier. Ich wünsche Ihnen deshalb weiterhin viel Erfolg.

Wie kommt es nun zu diesem Meinungswandel? Warum fürchten immer mehr Menschen um ihre Energieversorgung? 

Ich vermute, hier spielt sich etwas ab, was die Physiker einen Phasenwandel nennen. Zur Illustration können Sie sich einen Block festen Eises vorstellen, der langsam erwärmt wird. Von außen sehen Sie ihm die Erwärmung lange nicht an, wenngleich die Wassermoleküle immer nervöser werden, sie bewegen sich, diffundieren in ihre Umgebung und langsam bilden sich kleine Bläschen, bis dann bei Null Grad Celsius der Eisblock plötzlich zu Wasser wird. Ähnlich verhalten sich öffentliche Meinungen. Lange Zeit stellt man bei Umfragen keine Meinungsänderung fest, doch dem einen oder der anderen kommen langsam Zweifel an der akzeptierten Mehrheitsmeinung, es wird insgeheim, zuerst privat, dann öffentlich diskutiert und gestritten, bis ein unvorhergesehenes öffentliches Ereignis einen Meinungswandel hervorruft. Im Unterschied zur Physik kann man aber diesen Vorgang nicht berechnen, also exakt vorhersagen, man kann ihn nur qualitativ beschreiben. Doch gewinne ich den Eindruck, daß die oben beschriebenen Ereignisse, nicht zuletzt das ungeschickte russische Verhalten einen solchen Phasenwandel, sprich Meinungswandel auslösten.

Lassen Sie mich deshalb mit der Energieabhängigkeit Europas beginnen. 

Unter Fachleuten ist es ein Gemeinplatz, auf die wachsende Abhängigkeit Europas von Energieimporten hinzuweisen. Das geschieht schon seit Jahren, ohne daß es die Öffentlichkeit beeindruckt hätte. Doch erst, als die russische Gasprom den Ukrainern den Gashahn abgedreht hat, als  auch Moldawien und Georgien einige Tage ohne Gas waren, wurde die Öffentlichkeit nervös. Das russische Verhalten zeigte offenbar, wie man mit Gas – allgemein gesprochen mit Energie – politischen und wirtschaftlichen Druck ausüben kann. In Europa war man geschockt, denn ein solches Verhalten war man bislang von Russland nicht gewohnt.

Nun kann man lange darüber streiten, ob Russland im Recht war oder nicht. Schließlich ist es nicht unbillig, für Gas den Weltmarktpreis zu verlangen. Wir geben unseren Verbündeten ja auch keine Rabatte auf unsere Autos. Doch es wäre naiv, hinter dem russischen Vorgehen nicht auch politische Motive zu vermuten.

So wurde es auch von den meisten Beobachtern gesehen. Und es wurde vielen bewusst, in welcher Abhängigkeit uns der Zwang bringt, mehr und mehr Gas und Erdöl von außen zu beziehen. Eines Tages könnten vielleicht auch wir unter Druck gesetzt werden.

Denn je mehr Energie wir von außen beziehen müssen, desto mehr verlieren wir an Handlungsfreiheit, man kann auch sagen, an Souveränität. Wir werden abhängig von den Entscheidungen anderer, auf die wir keinen Einfluß haben. Vor allem werden wir abhängig von Ereignissen, die wir nicht vorhersehen können.

In Polen haben die jüngsten Ereignisse sogar dazu geführt, nach einer Energie-NATO zu rufen. Ähnlich wie im Verteidigungsfall soll gelten, dass sich alle hinter den Angegriffenen stellen. Im Falle der Energie-Erpressung eines EU – Landes soll gelten, dass die übrigen EU – Mitglieder ihre Energievorräte mit dem Bedrohten teilen. Alle für einen, einer für alle, dieser Wahlspruch der drei Musketiere soll Europas Sicherheit stärken.

Sollten zum Beispiel einige ölexportierende Moslem-Staaten unter dem Druck einer aufgebrachten Öffentlichkeit versuchen, Dänemark wegen der Mohammedkarikaturen kein Öl mehr zu verkaufen, würde die EU für Dänemark einstehen. 

Ich halte das Anliegen der Polen für berechtigt und empfehle sehr, diesen Gedanken mehr Aufmerksamkeit zu schenken. Schließlich ist die EU auch als Solidargemeinschaft erdacht worden, nicht nur als Wirtschaftsgemeinschaft. 

Der polnische Vorschlag hat allerdings keine Aussicht auf Erfolg. Das Wort NATO bringt die Amerikaner ins Spiel und die Franzosen wünschen nicht, ihre Energieversorgung von amerikanischen Entscheidungen beeinflussen zu lassen. Auch die deutsche Regierung zeigt kein Interesse. Ich würde allerdings empfehlen, zu prüfen, ob nicht die EU eine interne Beistandsregelung verabschieden soll, um im Krisenfall allen EU-Mitgliedern das gleiche Maß an Versorgungssicherheit zu geben. 

Die eleganteste Lösung ist übrigens ein funktionierender Binnenmarkt für Energie. Wenn jeder mit jedem verbunden ist, wenn Strom- und Gasleitungen zu jedem Verbraucher führen, wenn jeder Verbraucher, jede Verbraucherin Strom, Wärme, Gas, Öl dort kaufen kann, wo er oder sie es will, wenn überall Gasspeicher strategische Vorräte schaffen, kann kein Land gegen das andere ausgespielt werden. Damit wird der Ausbau der Netze und der Öl- und Gasspeicher zur strategischen Aufgabe. 

Die wachsenden Energieimporte sind keine Nebensächlichkeit. Derzeit sind wir zu 50% von Energieimporten abhängig. In 20 oder 25 Jahren werden es vermutlich 70% oder mehr Prozent sein. Begleitet wird diese zunehmende Importabhängigkeit von schwindenden Öl– und Gasreserven in der Nordsee. Auch die heimische Förderung von Steinkohle geht aus Kostengründen zurück. Nicht nur in Deutschland, sondern auch in Polen und anderswo wird die Förderung von Steinkohle zurückgenommen. Nur die Braunkohle wird wohl auf ihrem derzeitigen Stand verharren. An dieser, durch die Geologie und die Förderkosten bestimmten Lage lässt sich wenig oder nichts ändern. 

Nun gibt es dennoch Bemühungen, diese Abhängigkeit zu verringern. Am wichtigsten dürfte das Bemühen sein, unsere Energieeffizienz zu verbessern. Wir können unseren hohen Lebensstandard mit weit weniger Energie aufrecht erhalten. Die Kommission hat im vergangenen Jahr gute Anregungen gegeben und die Energieeffizienz wieder in den Vordergrund gerückt. Doch der Weg zur intelligenteren Verwendung von Energie ist mit vielen Schwierigkeiten – und sagen wir es offen, auch oft mit Heuchelei gepflastert. Symbole ersetzen häufig Fakten. Denn nicht jeder, der es gut meint, tut auch das Gute.

Über die Energieeffizienz hinaus gibt es viele weitere Wege, um Energie besser umzuwandeln. 

So können wir versuchen, die Öl – und Gasvorräte der Nordsee besser zu nutzen, nicht zuletzt durch "enhanced recovery", also der Abtrennung von CO2 bei der Verbrennung von fossilen Brennstoffen und dem Einpressen von CO2 in die fossilen Lagerstätten unter der Nordsee, eine Technik, die ohne Zweifel unsere höchste Aufmerksamkeit verdient. Doch dauert es noch viele Jahre, bis wir diesen Prozess beherrschen und zur industriellen Reife geführt haben. In Brüssel wurde zu diesem Zweck Ende vergangenen Jahres eine sogenannte Technologieplattform „Saubere Verbrennung...“ gegründet. Erst kürzlich kündigten Shell und Statoil an, CO2-Emissionen künftig bei der Ölörderung nutzen. 

Wir können auch versuchen, Erdöl im Verkehr durch Biokraftstoffe zu ersetzen, was wir nebenbei tun, denn die EU will erreichen, daß bis 2010 5,75 Prozent unserer Kraftstoffe biologischen Ursprungs sind. Mehrere Automobilfirmen gründeten jetzt eine Europäische Allianz für syntheische Brennstoffe, „Alliance for Synthetic Fuels in Europe“ oder ASFE genannt. Wir können auch Gas in flüssige Treibstoffe umwandeln, was unter dem Kürzel GTL (Gas to Liquid) bekannt geworden ist, eine Technik, die derzeit in Dubai und Kolumbien von einigen Ölgesellschaften wie Shell und BP zusammen mit der Südafrikanische SASOL entwickelt wird, doch dauert es Jahre, bis dadurch auf dem Mineralölmarkt spürbar Entlastung eintritt.

Doch können wir nicht Mineralöle aus Gas herstellen und gleichzeitig aus Gas Strom machen. Wir würden nur unsere Ölabhängigkeit gegen eine Gasabhängigkeit eintauschen.

Allerdings könnten wir darauf verzichten, Strom aus Gas herzustellen. Im Gegenzug könnten wir Gas im Verkehr in direkter Form oder in Gestalt synthetischer, hochoktaniger Kraftstoffe einsetzen und im Stromsektor Gas wieder durch Kernkraft ersetzen. Dies hätte zumindest den Charme einer Strategie, stößt aber in Deutschland bei vielen auf wenig Gegenliebe. 

Doch Russland ist entschlossen, in zunehmendem Maße Gas durch Uran zu ersetzen. Dahinter steht die Idee, mehr Strom in neuen Kernkraftwerken zu erzeugen und dafür Gaskraftwerke stillzulegen. Das so eingesparte Gas wird gewinnbringend im Westen verkauft. Und wir brauchen mehr Gas. Denn bleibt es beim Atomausstieg, ersetzen wir Kernkraft durch Erdgas.

Unterm Strich heißt dies:

Russland ersetzt Gas durch Kernkraft, Deutschland aber Kernkraft durch Gas. Es ist mir bis heute nicht klar, worin dabei der Sicherheitsgewinn liegt.

Dieses Beispiel zeigt nebenbei, wie wichtig es in Deutschland wäre, wieder mehr über Energiestrategie und weniger über Bekenntnisse zu reden.

Auch müssen die inzwischen in die Jahre gekommenen thermischen Kraftwerke durch neue ersetzt werden, ein Thema, mit dem sich Ihr Unternehmen mit Erfolg befasst. Die Europäische Kommission schätzt, dass in den nächsten 20 Jahren ein Trillion Euro in die Energieinfrastruktur Europas investiert werden müssen, so ist es jedenfalls in einer Pressemitteilung zu lesen. Ich vermute, sie meinen eine amerikanische Trillion, denn in Europa ist eine Trillion 1000 Billionen oder eine Million Milliarden. Tausend Milliarden sind auch schon eine Menge Geld, denn das wären rund 50 Milliarden Euro pro Jahr. 

Die Energietechnik könnte somit zum Wachstumsmotor werden und wird es meiner Auffassung nach auch werden. Die Energieinvestitionen haben eine große volkswirtschaftliche Bedeutung und je mehr Anlagen in Europa gebaut werden, umso mehr qualifizierte Arbeitsplätze können wir hier halten oder neu schaffen.

Ich fürchte nur, dass die Investitionsflaute der letzten 10 Jahre in den Reihen der Fachkräfte große Lücken gelassen hat. Viele Fachleute hörten aus Altersgründen oder mangelnder Beschäftigung wegen auf und wurden nicht ersetzt, so dass es nicht auszuschließen ist, dass eine Zunahme der Investitionen dazu führt, dass wir Arbeitsplätze nicht in, sondern außerhalb Europas schaffen. Nun gönne ich den Japanern, Chinesen und Indern jeden Erfolg, doch würde nicht nur ich mich freuen, wenn auch Europäer von den zu erwartenden Aufträgen profitieren würden. Wir brauchen deshalb eine Bildungs- und Forschungsinitiative, um neue Fertigkeiten zu erlernen und jungen Menschen beizubringen, wie man Kessel schweißt und Kraftwerke baut.

Die zu erwartende Abhängigkeit Europas von Energieimporten muss auch zu einem Wandel unserer Außenbeziehungen führen. Denn aus irgendwelchen Staaten kommen Öl, Gas, Kohle und Uran nun mal her, und wir müssen deshalb mit diesen Staaten eine solide Partnerschaft pflegen. Ich gehe davon aus, dass Energieaußenpolitik zu einem Thema wird, das die klassische Diplomatie enorm erweitert. So gehören meines Erachtens in die Botschaften der EU-Mitgliedstaaten, aber auch in die Außenvertretungen der EU bereits heute Fachleute für Energie, um jederzeit als Gesprächspartner zur Verfügung zu stehen. Dies ist umso wichtiger, weil sich in vielen Ländern Energie und Politik nicht trennen lassen. 

Was für diplomatische Vertretungen gilt, hat auch für die Unternehmen zu gelten. Sollte E.on tatsächlich Endesa übernehmen, muss sich die Düsseldorfer Hauptverwaltung auch mit der Politik im Mittelmeerraum und in Lateinamerika auseinandersetzen, zwei Regionen, in denen Politik und Energie auffällig eng miteinander verbunden sind. Der spanische Endesa gehören zum Beispiel in Chile Autobahnen und Autotunnel, die dort auf Drängen der Regierungen in Santiago und Madrid gebaut wurden. Will man sich davon trennen oder nicht? Man muss nicht gleich Venezuelas oder Boliviens Gaspolitik aufführen, bleiben wir nur mal beim Beispiel Argentinien und Chile, wo europäische Unternehmen investiert haben. Des heißen Sommers wegen braucht Buenos Aires mehr Strom für seine Klimaanlagen als sonst – dort ist nebenbei derzeit noch Sommer – und Strom wird aus Gas hergestellt. Um es sich bei der Bevölkerung nicht zu verscherzen, hat Präsident Kirchner die Gasunternehmen angewiesen, mehr Gas nach Buenos Aires und weniger nach Chile zu verkaufen. In Santiago wird jetzt das Gas knapp. Dort müssen Kraftwerke runter gefahren werden. Gas könnte sogar rationiert werden. 

Diese wenigen Beispiele mögen genügen, um auf die enge Verbindung von Energie und Politik hinzuweisen. Diese Verknüpfung nimmt zuweilen mafiöse Formen an, wofür es genügend Beispiele gibt, doch muß es nicht gleich um Bestechung gehen. Es genügt schon, daß ein Staat vom Öl oder Gas lebt. Er wird dieses, sein einzig wirksames Instrument, nicht freiwillig aus der Hand geben.

Mit anderen Worten, der Energiemarkt folgt nur im Idealfall den Marktgesetzen. Er ist immer noch viel zu bedeutsam, um nicht Politiker zu verführen, ihre Macht zu zeigen, um damit an Popularität bei der eigenen Bevölkerung zu gewinnen. Energie und Politik sind weiterhin eng verbunden, obwohl wir in Europa und Nordamerika bemüht sind, beide Kategorien zu trennen.

Es ist viel über die physikalische Begrenztheit der Öl- und Gasreserven geschrieben worden, denn man wird wohl kaum bestreiten können, daß irgendwann einmal das billige Öl und Gas zur Neigung gehen. Doch nicht nur die physische Beschränkung treibt die Preise nach oben, der Preis wird auch von spekulativer Politik, ja von Kriegsgeschrei, manchmal von Kriegsgeschehen nach oben getrieben. Öl ist kein gewöhnlicher Stoff. Manche sehen sogar einen Zusammenhang zwischen Öl und Blut. 

Nun wäre es sicher eine intellektuelle Herausforderung, darüber zu spekulieren, was geschehen würde, wenn die Amerikaner aus einer Laune heraus sich aus dem persisch-arabischen Golf zurückziehen würden und die dortigen Staaten ihrem Schicksal überlassen würden. Wie würden die Europäer reagieren? Oder die Japaner? Oder die Chinesen, die ihren künftigen Ölbedarf vor allem in dieser Region decken müssen? Was wäre geschehen, wenn der irakische Angriff auf Kuwait unbeantwortet geblieben wäre?

Gewiß, solche Fragen können nicht beantwortet werden, denn in der Geschichte ist es verboten, zu fragen, was gewesen wäre, wenn....

Weniger hypothetisch ist hingegen, wie wir heutzutage mit dem Iran, einem der größten und vielversprechendsten Öl- und Gaslieferanten der Welt umgehen. Sollte der Konflikt tatsächlich eskalieren, vielleicht sogar außer Kontrolle geraten, hätte dies unter anderem für die Ölpreispolitik verheerende Folgen. Der Öl- und damit der Gaspreis würden vermutlich astronomische Höhen erklimmen. 

Die Iranpolitik ist somit Teil unserer Energiepolitik. Dabei rächen sich heute die Sünden der Vergangenheit. Der erste demokratisch gewählte Ministerpräsident des Iran wurde auf Druck der Amerikaner 1953 abgesetzt, weil er die anglo-iranische Ölgesellschaft verstaatlichen wollte. Der Schah, in dessen Hände die Macht wieder überging, wurde das  Stigma der Amerikahörigkeit nie wieder los. Als Saddam Hussein den Iran angriff, stand der Westen dem Angreifer bei, nicht dem Angegriffenen. Selbst die Giftgasangriffe der Iraker wurden vom Westen schweigend hingenommen. Saddam Hussein steht übrigens vor Gericht, weil er kurdische Dörfer mit Giftgas angreifen ließ. Der Giftmord an Iranern ist nicht Gegenstand des Verfahrens. Wen wundert es deshalb, daß die Hardlinern unter den heutigen iranischen Führern, und vermutlich nicht nur sie, der Meinung sind, nur Atomwaffen können sie in Zukunft vor Interventionen schützen?

Energieaußenpolitik ist deshalb nicht auf den Abschluß von Öllieferverträgen beschränkt. Sie bildet sich vielmehr auf der gesamten Außenpolitik ab. Auch die EU kann sie nicht von der klassischen Außenpolitik trennen. Ob wir wollen oder nicht, je mehr wir von Öl- und Gasimporten abhängig werden, umso mehr werden wir in Händel hineingezogen, die wir nicht oder nur wenig beeinflussen können. Und wir treffen auf andere, vor allem asiatische Staaten, die wie Europa von Ölimporten abhängig sind. Es ist nicht sicher, daß deren Interessen immer mit unseren übereinstimmen.

Gewiß, nur wenige Kriege sind der Energie wegen ausgebrochen. Ich kenne nur den Chacokrieg zu Beginn der dreißiger Jahre des 20. Jahrhunderts zwischen Bolivien und Paraguay, der für beide Länder verheerende Folgen hatte, mit hunderttausend Toten und dem Ruin beider Länder endete, wobei sich am Ende herausstellte, daß im Chaco gar kein Öl zu finden war. Doch wo Konflikte bereits vorhanden sind, wo Kriege geführt werden, spielt Energie immer eine strategische Rolle. Mal ist es eine Nebenrolle, mal eine Hauptrolle. Denn auch Kriege können nicht ohne Öl geführt werden. 

Europa von Energieimporten weniger abhängig zu machen, ist deshalb keine Marotte eines Pazifisten. Je mehr wir unsere Energieversorgung aus eigener Kraft erreichen, umso größer ist unser außenpolitischer Handlungsspielraum. Das wußte schon Jean Monnet, als er die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl und später Euratom erfand. Auf diesen Gedanken werden wir auch heute wieder gebracht. Er wird dazu führen, daß wir den erneuerbaren Energien wie auch dem rationellen Umgang mit Energie größere Aufmerksamkeit widmen werden, er wird dazu führen, daß wir der Kernenergie wieder mehr Zuneigung schenken, und er wird uns den Wert der Kohle, vor allem der Braunkohle wieder achten lehren. Nicht zuletzt wird er die Diversifizierung der Bezugsquellen befördern.

Ein solches Verhalten kommt auch der nachhaltigen Klimapolitik zu Hilfe. Die Klimapolitik, über die wir uns im Prinzip einig sind, ist eine Politik gegen den Markt. Nicht der Markt, sondern die Klimatologen geben das Ziel vor. Die Emission von Treibhausgasen muß stufenweise verringert werden. Dieser Vorgabe haben wir zu folgen, wobei wir über die Modalitäten wohl streiten können, das Prinzip aber nicht in Frage stellen können. Wir handeln dabei nicht in vollem Wissen, denn auch die Klimatologen können nichts beweisen, sondern nur plausible Modelle vorlegen, wir handeln sozusagen aus Vorsorge, auf Verdacht hin, denn das exakte Wissen bleibt uns im Prinzip verwehrt. Doch folgen wir dem Rat der Klimatologen, dann hat dies für die Energietechnik, für unsere Wirtschaft, für unser Verhalten gigantische Auswirkungen. 

Dies mag eine grobe Abschätzung verdeutlichen. Im Jahre 2050 werden auf der Erde vermutlich um die 10 Mrd Menschen wohnen. Viele Klimatologen raten uns, den vorindustriellen CO2-Gehalt anzustreben, was einer jährlichen Emission von 10 Mrd Tonnen CO2 entspricht. Das wären dann 1 Tonne CO2 pro Kopf. Sollten die Klimatologen uns das Doppelte zugestehen, wären es 2 Tonnen CO2 pro Kopf. In Deutschland und in den meisten EU-Staaten liegen wir derzeit etwa bei 10 Tonnen. Der Abstand zum vorindustriellen Wert ist somit gewaltig groß. Mit Ausnahme von Deutschland und Großbritannien nimmt trotz großer Anstrengung die CO2-Emission nicht nur in Europa, sondern vor allem weltweit zu. In dreißig Jahren werden wir vermutlich den vierfachen Wert der vorindustriellen Ära erreichen. Vermutlich würde die CO2-Emission auch bei uns in Deutschland zunehmen, wenn wir ein höheres wirtschaftliches Wachstum hätten. Von den USA, Kanada und anderen Industrieländern ganz zu schweigen. 

Allein an diesem Zahlenbeispiel läßt sich zeigen, vor welch herkuleischen Aufgabe wir stehen, wenn wir den Empfehlungen der Klimatologen folgen wollen. Zieht man China, Indien und andere noch in Betracht, was man aus naheliegenden Gründen wohl muß, dann steht man vor einer fast hoffnungslosen Aufgabe. Gewiß, auf dem Papier rechnet sich das alles leicht, dort finden sich elegante Lösungen, von freiwilligem Verzicht bis hin zu Vollversorgung mit Solarenergie, doch schon Churchill sagte, daß man seinen Blick nicht nur auf Szenarien, sondern gelegentlich auch mal auf die Wirklichkeit werden sollte. Und die Wirklichkeit ist nicht ermutigend.

Ich bin davon überzeugt, daß am Ende ein gigantischer internationaler Emissionshandel, also ein Handel mit CO2-Zertifikaten stehen wird. Denn nur so läßt sich sicherstellen, daß die knappen Mittel dort investiert werden, wo sie den größten CO2-Effekt haben. Doch Erfolg verspricht dies nur, wenn alle denkbaren Technologien, mit denen die CO2-Emissionen gesenkt werden können, in den Emissionshandel einbezogen werden.

Davon sind wir noch ein erhebliches Stück Weg entfernt. Doch der Weg ist vorgezeichnet. So wurde zum Beispiel auf der COP 11 beschlossen, auf der nächsten Klimakonferenz in Nairobi die Clean-Coal-Technologie auf die Tagesordnung der flexiblen Mechanismen zu setzen. In einigen Jahren wird man vermutlich auch die Kernenergie einbeziehen. 

Doch was auch immer der Emissionshandel leisten mag, am Ende muß die Physik stehen. Denn der Emissionshandel reduziert die Emission nicht um eine einzige Tonne CO2, er macht die Vermeidung lediglich billiger, was ja auch schon was ist. Wir brauchen neue Techniken, neue Verfahren, neues Wissen, wie Energie erzeugt, umgewandelt und gespart werden kann. Damit sind wir bei Forschung und Entwicklung, bei der Neugierde, bei all dem, was Europas Identität seit der Renaissance bestimmt hat. 

Damit spannt sich ein Bogen von der Energieversorgung über die Außenpolitik, über die Klimapolitik, die Energietechnik bis hin zu der Frage, was Europa ist, was sein Wesen ausmacht, woran sich die Europäer erkennen, kurzum, nach der europäischen Identität. Gelingt es uns, unsere Energieabhängigkeit auf ein Maß zu beschränken, das uns noch genügend außenpolitische Handlungsfreiheit erlaubt? Schaffen wir es, in zwei Menschengenerationen die Emission von Treibhausgasen wesentlich zu verringern? Das erscheint aus heutiger Sicht eine europäische Überlebensfrage zu sein. Ich kann nur hoffen, daß wir nicht nur den Mut zu abenteuerlichen Szenarien haben, sondern es uns auch gelingt, unsere Ideen Wirklichkeit werden zu lassen. 

In Abänderung eines berühmt gewordenen Satzes unseres großen deutschen Philosophen, Georg Wilhelm Friedrich Hegel, wonach die Idee das Absolute ist, das Wirkliche aber nur die Realisierung der Idee, würde ich heute sagen, die Idee mag uns leiten, doch das Absolute ist die Verwirklichung der Idee. Die Natur liest eben keine Szenarien, sie mißt Ergebnisse. Und zwar exakt.
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